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kompakt
Liebe Leserin, 
lieber Leser,

der deutsche Automobilsektor befindet sich aktuell in einem 
Wandel. Die Diskussionen über Feinstaubbelastungen und 
der Abgasskandal rund um VW, Audi & Co. haben die Frage 
nach einem alternativen, zukunftsfähigen Fahrzeugantrieb 
hervorgerufen. Er scheint vorerst in der Elektromobilität 
gefunden zu sein. Ziel der Bundesregierung ist es, mehr 
Elektroautos auf deutsche Straßen zu bringen. Zukünftig 
soll der Kauf eines Elektrofahrzeugs daher steuerlich noch 
attraktiver gestaltet werden. Neben einer Umweltprämie von 
4.000 € beim Kauf eines elektrischen Neuwagens bzw. eines 
Zuschusses von 3.000 € bei Anschaffung eines sog. Plug-in-
Hybriden wird die Kfz-Steuer für die ersten zehn Jahre beim 
Kauf eines Elektroautos bis Ende 2020 vollständig erlassen. 
Danach ermäßigt sie sich um 50%. Die private Nutzung 
betrieblicher Elektro- und Hybridfahrzeuge (Dienstwagen-
besteuerung) ist monatlich nur mit der Pauschalbesteuerung 
von 1% des halbierten Bruttolistenpreises zu ermitteln und 
zu versteuern. Diese zurzeit bis Ende 2021 befristete Rege-
lung soll bis Ende 2030 verlängert werden. Auch die derzeit 
befristete Steuerbefreiung für vom Arbeitgeber gewährte 
Vorteile für das elektrische Aufladen eines Elektrofahrzeugs 
soll bis Ende 2030 verlängert werden. 
Das Jahressteuergesetz 2019 sieht ab 2020 eine bis Ende 
2030 befristete Sonderabschreibung für kleine und mittel-
große elektrische Nutz- und Lieferfahrzeuge vor. Die Sonder-
abschreibung soll neben der regulären Abschreibung im Jahr 
der Anschaffung in Höhe von 50% der Anschaffungskosten 
möglich sein. 
Seit 2019 ist die Überlassung eines betrieblichen Fahrrades 
durch den Arbeitgeber steuerfrei. Diese bis Ende 2021 befris-
tete Steuerbefreiung gilt sowohl für herkömmliche Fahrräder 
als auch für Elektrofahrräder, die eine Geschwindigkeit bis 
max. 25 km/h erreichen können. Auch diese Steuerbefreiung 
soll bis zum 31.12.2030 verlängert werden. Für Elektro-
fahrräder, die schneller fahren, gelten die Regelungen der 
Dienstwagenbesteuerung. 
Bei Fragen hierzu sprechen Sie uns gerne an.

Ladeplatz
für Elektro-
fahrzeuge

*Erklärungen siehe Seite 4

Termine November 2019*

Sozialversicherung5 27. 11. 2019    entfällt entfällt

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und 
Sozialversicherungsbeiträge fällig werden:

Grundsteuer 15. 11. 2019 18. 11. 2019         12. 11. 2019
Gewerbesteuer 15. 11. 2019       18. 11. 2019         12. 11. 2019

Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag 
sind zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteils-
eigner an das zuständige Finanzamt abzuführen. 

Umsatzsteuer4 11. 11. 2019 14. 11. 2019            8. 11. 2019

Steuerart Fälligkeit      Ende der Schonfrist bei Zahlung 
                         durch Überweisung1   Scheck2

Lohnsteuer
Kirchensteuer 11. 11. 2019 14. 11. 2019           8. 11. 2019
Solidaritätszuschlag3

Kapitalertragsteuer
Solidaritätszuschlag

In einem vom Niedersächsischen Finanzgericht entschiedenen Fall 
behauptete ein Steuerpflichtiger, er habe den betrieblichen Pkw 
nicht für Privatfahrten genutzt. Privatfahrten seien ausschließlich 
mit einem zum Privatvermögen gehörenden vergleichbaren 
Fahrzeug durchgeführt worden.

Da aber dieses Fahrzeug auch von der Ehefrau des Steuer-
pflichtigen genutzt wurde, bezweifelten die Richter, dass das 
Privatfahrzeug dem Steuerpflichtigen zur uneingeschränkten 
privaten Nutzung ständig zur Verfügung stand. Die aus der 
allgemeinen Lebenserfahrung abgeleitete Vermutung, dass ein 
betrieblicher Pkw auch zu privaten Zwecken genutzt wird, kann 
nur durch Beweismittel (z. B. ordnungsgemäßes Fahrtenbuch) 
erschüttert werden.

Da der Beweis des ersten Anscheins der Privat-
nutzung des betrieblichen Fahrzeugs durch 
Gegenbeweis weder entkräftet noch erschüttert 
wurde, muss der Steuerpflichtige die Versteu-
erung nach der 1%-Regelung akzeptieren.

➔  Einkommensteuer……………………………………………

Firmen-PKW nicht genutzt?
Nachweis erforderlich
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➔  Einkommensteuer……………………………………

Nutzungsentgelte und andere Zuzahlungen des Arbeit-
nehmers an den Arbeitgeber für die private Nutzung eines 
betrieblichen Fahrzeugs mindern den Wert des geldwer-
ten Vorteils aus der Nutzungsüberlassung. In Höhe der 
Zuzahlungen fehlt es insoweit an einer Bereicherung des 
Arbeitnehmers. Ob der geldwerte Vorteil nach der 1%-Re-
gelung oder der Fahrtenbuchmethode ermittelt wird, ist 
ohne Bedeutung. Voraussetzung für die Kürzung ist, dass 
der Arbeitnehmer die getragenen Kosten belegen kann.
Die Finanzverwaltung lässt die Kürzung der zu den Gesamt-
kosten des Fahrzeugs gehörenden Kosten zu. Dazu gehören 
z.  B. Treibstoffkosten, Wartungs  und Reparaturkosten, 
Kraftfahrzeugsteuer, Fahrzeugversicherungen und Auf-
wendungen für die Wagenpflege. Nicht zu berücksichtigen 
sind u. a. Straßenbenutzungsgebühren, Parkgebühren und 
Aufwendungen für Insassen- und Unfallversicherungen, 
weil sie nicht zu den Gesamtkosten des Fahrzeugs gehören.
Das Finanzgericht Münster lässt eine Minderung des 
geldwerten Vorteils nur für solche vom Arbeitnehmer ge-
tragenen Kosten zu, die aus rechtlichen oder tatsächlichen 
Gründen notwendig und zur Erfüllung einer arbeitsvertrag-
lichen Regelung erforderlich sind. Freiwillig übernommene 
Kosten gehörten nicht dazu.
Im Urteilsfall hatte ein Arbeitnehmer die auf eine Garage 
entfallenden anteiligen Kosten seines selbstbewohnten 
Hauses vom geldwerten Vorteil mindern wollen, obwohl die 
Verpflichtung fehlte, den Dienstwagen in einer Garage un-
terzustellen. Das Gericht versagte die Kürzung des Vorteils, 
weil es sich um eine freiwillige Leistung gehandelt habe.

Zuzahlungen des Arbeitnehmers

Zum notwendigen Betriebsvermögen einer Personengesell-
schaft gehören nicht nur die im Gesamthandsvermögen 
(Gesellschaftsvermögen) der Mitunternehmer stehenden 
Wirtschaftsgüter. Auch die Wirtschaftsgüter, die zivilrecht-
lich und wirtschaftlich oder nur wirtschaftlich im Eigentum 
eines Mitunternehmers stehen, sind (notwendiges oder 
gewillkürtes) Sonderbetriebsvermögen, wenn sie dazu 
bestimmt oder geeignet sind, dem Betrieb der Personen-
gesellschaft zu dienen. Dazu gehören insbesondere Wirt-
schaftsgüter, die ein Gesellschafter der Personengesellschaft 
zur Nutzung überlässt und die von ihr für ihre Tätigkeit 
eingesetzt werden. Für die Annahme von Sonderbetriebs-
vermögen kommt es nicht darauf an, ob das Wirtschaftsgut 
entgeltlich, teilentgeltlich oder unentgeltlich überlassen 
wird. Auch die Rechtsgrundlage der Überlassung (Leihe, 
Pacht, Miete, Gesellschaftsbeitrag) ist nicht von Bedeutung.
Ist die konkrete Funktion eines Fahrzeugs im Betrieb nicht 
objektiv erkennbar und lassen die mit dem Fahrzeug durch-
geführten Fahrten keinen Rückschluss auf eine betriebliche 
Nutzung zu, liegt nach einem Urteil des Finanzgerichts 
Hamburg kein Sonderbetriebsvermögen vor.

Betriebliche Nutzung nachweisen

Firmen-PKW

➔  Einkommensteuer……………………………………

PKW als 
Sonderbetriebsvermögen?

Erzielt eine Personengesellschaft neben nicht gewerblichen Einkünf-
ten auch originär gewerbliche Einkünfte oder Einkünfte aus der 
Beteiligung an einer anderen gewerblichen Personengesellschaft, 
greift die sog. Abfärbewirkung. Das heißt, ihre gesamten Einkünfte 
gelten als solche aus Gewerbebetrieb.
In dem vom Bundesfinanzhof entschiedenen Fall erzielte eine KG 
hauptsächlich Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung sowie 
aus Kapitalvermögen. Daneben erzielte sie aber auch geringfügige 
gewerbliche Einkünfte aus Beteiligungen an anderen Personen-
gesellschaften. In dem Fall, in dem eine Personengesellschaft nur 
geringfügige originär gewerbliche Tätigkeiten ausführt, kommt es 
nicht zur Abfärbung. Die KG war der Ansicht, dass dies auch für 
geringfügige gewerbliche Beteiligungseinkünfte gelten müsse.
Dem widersprach der Bundesfinanzhof. Er entschied, dass gewerbli-
che Beteiligungseinkünfte unabhängig von ihrem Umfang immer zur 
Umqualifizierung nicht gewerblicher Einkünfte führen. Im Hinblick 
auf die Gewerbesteuer sei die Abfärbewirkung aufgrund gewerbli-
cher Beteiligungseinkünfte aber nur dann verfassungsgemäß, wenn 
die infolge der Abfärbung gewerblichen Einkünfte nicht gewerbe-
steuerbar sind. Nur so werden Personengesellschaften gegenüber 
Einzelunternehmern nicht schlechter gestellt.

Einkünfte einer Personengesellschaft
Gewerblich oder nicht?

Auch wenn gegen einkommensteuer-
rechtliche Aufzeichnungspflichten für Bewirtungsaufwendungen 
verstoßen wird, ist unter bestimmten Voraussetzungen dennoch ein 
Vorsteuerabzug möglich. Im Rahmen einer Betriebsprüfung bei ei-
nem Unternehmensberater stellte der Prüfer fest, dass die Belege für 
Bewirtungsaufwendungen keine Eintragung zum Anlass und zu den 
Teilnehmern der Bewirtung enthielten. Aus diesem Grund versagte 
er den entsprechenden Betriebsausgabenabzug. Gleichzeitig kürzte 
er die geltend gemachten Vorsteuern aus den einkommensteuerlich 
nicht anerkannten Aufwendungen. 
Dem hat das Finanzgericht Berlin-Brandenburg widersprochen. 
Die Versagung des Vorsteuerabzugs allein auf der Grundlage der 
Nichteinhaltung steuerlicher Formvorschriften ist eine mit dem mehr-
wertsteuerrechtlichen Neutralitätsgrundsatz nicht zu vereinbarende 
Belastung. Für umsatzsteuerliche Zwecke kommt es darauf an, ob die 
unternehmerische Verwendung der Bewirtungsleistungen nachge-
wiesen und die Aufwendung nach allgemeiner Verkehrsauffassung 
als angemessen zu beurteilen sind.

➔  Umsatzsteuer ………

Bewirtungskosten
Vorsteuerabzug möglich
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Nichtselbstständig Beschäftigte können beruflich veran-
lasste Fahrtkosten grundsätzlich in Höhe ihres tatsächli-
chen Aufwands oder pauschal mit 0,30 € je gefahrenen 
Kilometer als Werbungskosten abziehen. Für den Weg 
zwischen Wohnung und dem Arbeits- oder Dienstort („ers-
te Tätigkeitsstätte“) besteht jedoch eine Ausnahme. Hier 
kann nur die Entfernungspauschale von 0,30 € je Entfer-
nungskilometer steuermindernd geltend gemacht werden. 
Seit 2014 bestimmt sich die erste Tätigkeitsstätte anhand 
der arbeitsvertraglichen oder dienstrechtlichen Zuordnung 
durch den Arbeitgeber. Zuvor kam es auf den qualitativen 
Schwerpunkt der Tätigkeit des Arbeitnehmers an.
Der Bundesfinanzhof hat in mehreren Urteilen klargestellt, 
dass der qualitative Schwerpunkt der Tätigkeit keine Rolle 
mehr spielt. Eine erste Tätigkeitsstätte kann nach dem 
ab 2014 geltenden Rechtsverständnis schon vorliegen, 
wenn der Arbeitnehmer am Ort der ersten Tätigkeits-
stätte zumindest in geringem Umfang Tätigkeiten zu 
erbringen hat. Das können etwa Schreibarbeiten oder 
auch Dienstantrittsbesprechungen sein. Auch kommt 
ein großflächiges und entsprechend infrastrukturell 
erschlossenes Gebiet als (großräumige) erste Tätigkeits-
stätte in Betracht. Darunter können bspw. Flughäfen, 
Werksanlagen oder Bahnhöfe fallen.
Verfassungsrechtliche Bedenken gegen die Neuregelung 
hat der Bundesfinanzhof nicht.

➔  Einkommensteuer ....…………………………………

Reisekosten
„Erste Tätigkeitsstätte“

Ein Mietvertrag zwischen Lebensgefährten über die hälf-
tige Nutzung der gemeinsam bewohnten Wohnung hält 
einem Fremdvergleich nicht stand und ist steuerlich nicht 
anzuerkennen. So sieht es jedenfalls das Finanzgericht 
Baden-Württemberg.
Die Eigentümerin einer Immobilie mit mehreren Wohnun-
gen nutzte die im Obergeschoss befindliche Wohnung 
gemeinsam mit ihrem Lebensgefährten. Dieser überwies 
monatlich einen als Miete bezeichneten Betrag. Aus einer 
schriftlichen Vereinbarung ergab sich, dass die Mitbe-
nutzung der Wohnung mit einem festen Betrag inklusive 
Nebenkosten zu vergüten sei.
Aus der Vermietung dieser Wohnung erklärte die Über-
lassende einen Verlust, den das Finanzamt nicht berück-
sichtigte. Das Finanzgericht hat sich dieser Meinung 
angeschlossen und festgestellt, dass das Mietverhältnis 
keinem Fremdvergleich standhalte und somit steuerlich 
nicht anzuerkennen sei. Solche Mieteinnahmen seien als 
nicht zu berücksichtigende Beiträge zur gemeinsamen 
Haushaltsführung anzusehen. Somit seien auch die damit 
im Zusammenhang stehenden Aufwendungen für eine 
solche Wohnung nicht abzugsfähig.

➔  Einkommensteuer……………………

Kindergeldanspruch
Erst- oder Zweitausbildung?

  Der Kindergeldanspruch für ein volljähriges Kind  
  kann nach Erreichen eines ersten Abschlusses in 
einem öffentlichrechtlich geordneten Ausbildungsgang fortbestehen. 
Bei einer nach dem Abschluss aufgenommenen beruflichen Tätigkeit 
kommt es darauf an, ob das Beschäftigungsverhältnis oder das Aus-
bildungsverhältnis im Vordergrund steht. Letzteres wird unterstellt, 
wenn die Erwerbstätigkeit 20 Wochenstunden nicht überschreitet, 
es sich um ein Ausbildungsdienstverhältnis handelt oder ein gering-
fügiges Beschäftigungsverhältnis ausgeübt wird. Solange es sich um 
eine einheitliche Erstausbildung handelt, kann weiterhin Anspruch 
auf Kindergeld bestehen. Bei einer berufsbegleitenden Weiterbildung 
oder Zweitausbildung hingegen entfällt er.

Selbst mehrere Ausbildungsabschnitte können eine einheitliche 
Erstausbildung darstellen, wenn sie zeitlich und inhaltlich so aufei-
nander abgestimmt sind, dass die Ausbildung nach Erreichen des 
ersten Abschlusses fortgesetzt wird und das Berufsziel erst über den 
weiterführenden Abschluss erreicht werden kann.

Eine Verbindung zweier Ausbildungsabschnitte zu einer einheitlichen 
Erstausbildung kann ferner nicht allein deshalb abgelehnt werden, 
weil die Absichtserklärung zur Fortführung der Erstausbildung nicht 
spätestens im Folgemonat nach Abschluss des vorangegangenen 
Ausbildungsabschnitts bei der Familienkasse vorgelegt wird.

(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs)

➔  Einkommensteuer ....……………………………………

Häusliches Arbeitszimmer
Kosten der Badrenovierung abzugsfähig?
Bildet das häusliche Arbeitszimmer den Mittelpunkt der 
gesamten beruflichen und betrieblichen Betätigung, können 
die Kosten dafür unbeschränkt steuermindernd geltend 
gemacht werden. Abzugsfähig sind diejenigen Kosten, die 
direkt dem Arbeitszimmer zuordenbar sind, sowie anteilige 
Aufwendungen für das ganze Gebäude. Sie sind nach dem 
entsprechenden Flächenverhältnis aufzuteilen.
Fallen dagegen Kosten für die Renovierung eines Raums an, 
der ausschließlich oder mehr als in nur untergeordnetem 
Umfang privaten Wohnzwecken dient, wie beispielsweise 
das Bad, sind diese Kosten nicht abziehbar. Das bestätigte der 
Bundesfinanzhof. Nur allgemeine Gebäudekosten, wie etwa 
Gebäudeabschreibung, Schuldzinsen oder eine Dachreparatur, 
sind aufzuteilen und anteilig abzugsfähig.

➔  Einkommensteuer ....………

Gemeinsame Wohnung

Mietvertrag möglich?
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➔  Verfahrensrecht ……………………………………………

1 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteuer-
anmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. 
des dem Anmeldungszeitraum folgenden Monats 
(auf elektronischem Weg) abgegeben werden. 
Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder 
Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. 
Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen 
werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine 
Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass 
die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts 
am Tag der Fälligkeit erfolgt.

2 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass 
die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des 

Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte 
stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt 
werden.

3 Für den abgelaufenen Monat.
4 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristver-

längerung für den vorletzten Monat, bei Viertel-
jahreszahlern mit Dauerfristverlängerung für das 
abgelaufene Kalendervierteljahr.

5 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am 
drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats 
fällig. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, emp-
fiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Kran-

kenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für 
die Beitragsnachweise. Diese müssen der jeweiligen 
Einzugsstelle bis spätestens zwei Arbeitstage vor 
Fälligkeit (d. h. am 25.11.2019, 0 Uhr) vorliegen. 
Regionale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten 
sind ggf. zu beachten. 

 Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauf-
tragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten 
etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den 
Beauftragten übermittelt werden. 

 Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen 
Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt.

Eine Gesellschaft bürgerlichen Rechts (GbR) sollte den Bau eines 
Mehrfamilienhauses vorbereiten. Mehrere Gesellschafter der 
GbR erwarben hierfür ein unbebautes Grundstück. Im Falle eines 
Gesellschafterwechsels auf Käuferseite sollte der Kaufvertrag 
entsprechend ergänzt werden. Für diesen Erwerbsvorgang setzte 
das Finanzamt Grunderwerbsteuer fest.
K trat neben weiteren Gesellschaftern in die GbR ein. Der 
Kaufvertrag wurde wie vereinbart ergänzt. Die Gesellschafter 
schlossen mit der GbR einen Miteigentumsübereignungs  und 
Teilungsvertrag, in dem den Gesellschaftern Wohnungen bzw. 
Einheiten zugewiesen wurden. Das Finanzamt setzte daraufhin 
Grunderwerbsteuer gegen K fest.
Zu Recht, bestätigte der Bundesfinanzhof. Zwar wird die Grund-
erwerbsteuer nicht erhoben, wenn ein Grundstück von einer 
Gesamthand in das Miteigentum mehrerer Beteiligter übergeht, 
soweit der Bruchteil, den der einzelne Erwerber erhält, dem 
Anteil entspricht, zu dem er am Vermögen der Gesamthand 
beteiligt ist. Das gilt aber insoweit nicht, als ein Gesamthänder 
innerhalb von fünf Jahren vor dem Erwerbsvorgang seinen An-
teil an der Gesamtheit durch Rechtsgeschäft unter Lebenden 
erworben hat. Das war hier der Fall. K war zum Zeitpunkt des 
Grundstückskaufs noch nicht Gesellschafter der GbR. Die spätere 
Änderung des Kaufvertrags war für die Grunderwerbsteuer nicht 
von Bedeutung. Auch die Steuerbefreiung für die Umwandlung 
gemeinschaftlichen Eigentums mehrerer Miteigentümer oder 
einer Gesamthand in Flächeneigentum greift nicht. Der Erwerb 
der Miteigentumsanteile an einem Grundstück ist damit grund-
erwerbsteuerpflichtig.

➔ Grunderwerbsteuer ....

Grundstückskaufvertrag
Gesellschafterwechsel

Ändern sich bei einem Gebäude innerhalb von zehn Jahren ab 
dem Zeitpunkt der erstmaligen unternehmerischen Verwen-
dung die für den Vorsteuerabzug maßgeblichen Verhältnisse, 
ist eine Berichtigung der in Anspruch genommenen Vorsteuer 
vorzunehmen. Sind bestimmte Grenzen nicht erreicht, entfällt 
die Berichtigung.
Ein Unternehmer betrieb einen Weinbau- und einen Gewerbebe-
trieb. Den Weinbaubetrieb versteuerte er nach Durchschnittssät-
zen, also ohne weitere Vorsteuerabzugsmöglichkeit. Die Umsätze 
aus dem Gewerbebetrieb unterlagen der Regelbesteuerung. 
Im Jahr 2006 begann er, ein gemischt genutztes Gebäude zu 
errichten, das zum Teil 2008 fertig gestellt wurde. Zwei Ferien-
wohnungen wurden erst 2016 fertig. Der Unternehmer ordnete 
das gesamte Gebäude seinem Unternehmen zu. Er wies eine Teil-
fläche (nach Flächenschlüssel) von 11,51 % dem Weinbaubetrieb 
zu. Für die übrigen Flächen nahm er den Vorsteuerabzug aus den 
Baukosten vor. Bei einer Betriebsprüfung wurden weitere (ohne 
Vorsteuerabzugsberechtigung) Teilflächen dem Weinbaubetrieb 
zugeordnet und eine Vorsteuerberichtigung vorgenommen. Der 
Prüfer ging bei der Ermittlung des Berichtigungszeitraums von 
der Errichtung des Gebäudes in zwei Bauabschnitten aus. Der 
Unternehmer meinte, es sei auf das gesamte Gebäude abzustel-
len und nicht auf Teile davon. Die Berichtigungsgrenzen seien 
dann nicht überschritten.
Das Finanzgericht Rheinland-Pfalz gab dem Unternehmer Recht: 
Berichtigungsobjekt für die Vorsteuerberichtigung bei geänderter 
Verwendung eines Gebäudes sei auch bei Verwendung nach 
Baufortschritt das gesamte Gebäude.
Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden.

Eheleute hatten in ihrer Einkommensteuererklärung zu Sonder-
abschreibungen führende Aufwendungen durch Baumaßnahmen 
an einem unter Denkmalschutz stehenden Gebäude nicht geltend 
gemacht. Die Einkommensteuerbescheide wurden bestandskräf-
tig. Bescheinigungen der Denkmalbehörde wurden erst nach 
Rechtskraft der Einkommensteuerbescheide ausgestellt und 
dem Finanzamt mit dem Antrag auf Berücksichtigung der sich 
dadurch ergebenden Sonderabschreibungsbeträge eingereicht. 
Das Finanzamt lehnte die nachträgliche Änderung der Einkom-
mensteuerbescheide ab.
Dagegen verpflichtete der Bundesfinanzhof das Finanzamt zur 
Änderung der Bescheide. Nach dem Urteil ist die Bescheinigung 
der Denkmalbehörde ein Grundlagenbescheid mit Bindungswir-
kung für den Einkommensteuerbescheid. Er ist deshalb zu ändern.

Bescheid der Denkmalschutzbehörde
Grundlagenbescheid für die Einkommensteuer

➔  Umsatzsteuer…………………………………………………

Gebäude in Etappen errichtet
Auswirkung auf die Vorsteuerberichtigung

Ich habe mein Passwort in „falsch" geändert.
Wenn ich nun mein Passwort vergesse, sagt mir der 
Rechner: „Ihr Passwort ist falsch." 


